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Die Auswirkungen auf die Ausgleichszahlungen gemäß § 45 a des Personenbeförderungs-
gesetzes (PBefG) wurden durch die MVB GmbH geprüft. Die Ergebnisse sind als 
Beispielrechnung für das Jahr 2006 in der Anlage zu dieser Stellungnahme dargestellt. 
 
Bei der Betrachtung der finanziellen Auswirkungen ist zu berücksichtigen, dass gemäß einer 
Anfrage der MVB GmbH beim Landesverwaltungsamt zu erwarten ist, dass ein Abonnement für 
eine Schülermonatskarte aufgrund der Rechtssprechung und der Kundenbindung für ein Jahr bei 
der Berechnung des Ausgleichs nach § 45 a PBefG als Jahreskarte zu werten ist. 
 
Die Wertung als Jahreskarte hätte durch die damit veränderten maximal anerkennungsfähigen 
Gültigkeitstage entsprechend § 3 (2) der „Verordnung über den Ausgleich gemeinwirt-
schaftlicher Leistungen im Straßenpersonenverkehr (PBefAusglV)“ erhebliche finanzielle 
Auswirkungen für die MVB GmbH zur Folge. 
 
Bei Annahme einer vollständigen „Fahrkartenwanderung“ von der Schüler-Monatskarte zur 
Abo-Monatskarte lägen die hierdurch eintretenden Verluste in der Größenordnung von rund 287 
T Euro pro Jahr. Sofern nur jeder vierte Schüler-Monatskarten-Inhaber auf das neue Abo-
Angebot umsteigen würde, ergäbe sich noch ein jährlicher Verlust von mehr als 70 T Euro. 
 
Die tatsächliche Inanspruchnahme ist im voraus schwer abschätzbar. Anhand der o.g. 
Berechnungsergebnisse ist jedoch erkennbar, dass bereits eine eher verhaltene Inanspruchnahme 
zu erheblichen finanziellen Verlusten führen würde, die sich bei einer Rabattierung (gemäß 
Änderungsantrag A 0178/06/1) weiter erhöhen würden. Hinzu kämen unter Umständen weitere 
Kosten für Porto / Versand und die Verwaltung von Daten und Einzugsermächtigungen. 
 
Aufgrund der zu erwartenden erheblichen negativen finanziellen Auswirkungen kann der 
Einführung eines Abonnements für die Schüler-Monatskarte aus Sicht der Verwaltung nicht 
zugestimmt werden. Die hierdurch eintretenden zusätzlichen finanziellen Verluste wären weder 
für die MVB GmbH, noch für die Landeshauptstadt Magdeburg tragbar. 
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